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Auch Kantonswechsel sollen möglich sein
Finanzausgleich, Steuern oderGemeindeidentität trotz Fusionen: Die Beiträge der Volksdiskussion zum regierungsrätlichen
Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Starke AusserrhoderGemeinden» sind vielfältig.

Selina Schmid

Bei Verfassungs- undGesetzes-
vorlagen sowie anderen wichti-
gen Vorlagen wird in Appenzell
Ausserrhoden jeweils nach der
erstenLesungdesKantonsrates
eine Volksdiskussion durchge-
führt. Doch noch selten wurde
dieser eine sogrosseBedeutung
beigemessenwiebei derDebat-
te um die künftige Gemeinde-
struktur.

Im Februar hatte der Kan-
tonsrat den regierungsrätlichen
Gegenvorschlag zurVolksinitia-
tive «Starke Ausserrhoder Ge-
meinden» beraten. Dabei ver-
wiesenmehrereRatsmitglieder
aufdieanstehendeVolksdiskus-
sion, bei der auch Bürgerinnen
und Bürger zur Stellungnahme
eingeladen waren. Insgesamt
gingen 28 Antworten ein, die
mit den Unterlagen des Kan-
tonsrats veröffentlicht wurden.
DiesePunktewurdenbesonders
diskutiert.

DieseOptionenstanden
zurDiskussion

ZurDiskussion stelltederRegie-
rungsrat drei Varianten,wie der
Kanton mit Gemeindefusionen
weiterfahren will. Die Variante
1 siehtdieReduktionderAnzahl
Gemeinden von heute 20 auf
neu 4 vor. Auch nach der Ver-
nehmlassung favorisiert derRe-
gierungsrat diese Variante. Va-
riante 2 ist flexibler und schlägt
eine Reduktion auf 4 bis 16 Ge-
meinden vor. Variante 3 sieht
eine Streichung der Namen der
Gemeinden aus der Verfassung
und die Aufnahme einer neuen
Rechtsgrundlageüberdie admi-
nistrativeundfinanzielleUnter-

stützung von Gemeindefusio-
nen vor. Hier ist keine direkte
Reduktion der Gemeinden vor-
gesehen. Diese Variante ent-
spricht inhaltlich weitgehend
der Volksinitiative.

Nicht zur Diskussion stellte
der Regierungsrat den soge-
nannten Eventualantrag, wel-
cher als Antwort auf die zweite
Volksinitiative zum Thema
«SelbstbestimmteGemeinden»
gilt. SeinZiel ist es, dass für den
Zusammenschluss vonGemein-
dendieZustimmungderStimm-
berechtigten jeder betroffenen
Gemeinde erforderlich ist.

FinanzielleAspekte
spaltenMeinungen

Viele der eingegangenen Ant-
worten befassen sichmit den fi-
nanziellen Aspekten von Ge-
meindefusionen. Es wird kriti-
siert, dass der gegenwärtige
kantonale Finanzausgleich An-
reize schaffe, die Gemeinde-
strukturen beim Alten zu belas-
sen. PU-AR-Vorstandsmitglied
und Ex-Kantonsrat Ralf Menet
aus Gais scheibt etwa, dass der
Finanzausgleich ein struktur-
erhaltendes Instrument sei.Der
ehemalige Gemeindepräsident
vonHerisau, Kurt Kägi, plädiert
dafür, dass die finanziellen Res-
sourcen durch optimierte Ge-
meindestrukturen wieder ver-
mehrt für Innovationen und
Nachhaltigkeit investiertwerden
sollen.

Auch die Frage nach den
Steuern beschäftigt. Der Ge-
meinderat Stein hält es für un-
verantwortlich, dassder Steuer-
fuss imFall einerGrossfusionzu
nur vierGemeinden teils um20
Prozent steigen solle. Manche

befürchten steuerliche Abwan-
derung vonwohlhabendenEin-
wohnenden, gerade in der Ge-
meinde Teufen, die mit einer
Steuererhöhungzu rechnenhät-
te. Steins Gemeindepräsident
SiegfriedDörig sieht den Status
Teufensebenfalls gefährdetund
befürchtet, dass der ganzeKan-
tonnegativefinanzielleAuswir-
kungen inKaufnehmenmüsste.

FelixLeuausTeufen rechnet
seinerseits aus,welcheMehrbe-
lastungdieFusion für einenMil-
lionärshaushalt bedeuten wür-
de. Nach seiner Rechnungwür-
de ein solcher Haushalt 15600
Franken mehr Steuern zahlen.
Dass deswegen jemand Teufen
verlassen würde, würde Leu
überraschen.Manchehaltenge-
rade die Steuern als Argument
fürdieVariante 1.WiederumFe-
lix Leu etwa findet, dass die
SteuerbelastungdurcheineGe-
meindeMittellandausgegliche-
nerwäre. Auch dieGLPAppen-
zellerlandbegrüsst einegewisse
Nivellierung der unterschiedli-
chen Gemeindestrukturen im
Sinne vonmehrGerechtigkeit.

Gemeindeverwaltung
nachFusionbesser?

EinhäufigesArgument für grös-
sereGemeinden ist dieQualität
der Verwaltung. Für die GLP
Appenzellerland etwa geht es
nicht umfinanzielle Einsparun-
gen, sondern umdie Professio-
nalität, Effizienz und qualitativ
besserenLeistungender öffent-
lichen Dienste. Andere jedoch
befürchten, dass eine grössere
Gemeinde mehr Anonymität
und folglich weniger Engage-
ment durch die Bürgerinnen
und Bürger bedeuten würde.

Ernst Bischofberger aus Wald-
statt fürchtet im Falle der Va-
riante 1, dass die Distanz zwi-
schen Bürgern und Politik zu-
nehme und das Interesse an
politischerPartizipation erodie-
re. Es gebe nicht weniger zu
tun, aber weniger Milizbereit-
schaft. Folglich müsste dies
durch professionelle und teure
Angestellte ersetzt werden.

DasArgument
derGemeindeidentität

Die Vernehmlassungsantwor-
ten zeigen, dass dieDiskussion
nicht nur durch sachliche, son-
dern auchdurch emotionaleAr-
gumente geprägt ist. Werner
Frischknecht aus Herisau sieht
die potenzielle Verabschiedung
von historisch gewachsenen
Strukturen als einen weiteren
Verlust an Identifikation mit
dem Gemeinwesen. Siegfried
Dörig ist der Ansicht, dass die
Identifikation mit dem Dorf
auch mit der Behörde verbun-
den sei. Elisabeth Eugster aus
Trogennennt dagegenBeispie-
le vonGrossfusionen imTessin
und Graubünden dafür, dass
dort die Gemeindeverwaltung
deutlich verbessert wurde, je-
doch jedes ehemalige Dorf
emotional den eigenenCharak-
ter bewahrt habe. Pius Süess-
Bischof ausWolfhaldenhält ge-
nerell fürwichtig, dass frühzei-
tig und kantonsweit eine
koordinierte Kommunikation
an die Bevölkerung gerichtet
werde.

Eventualantragauch
Thema

Der Eventualantrag der FDP,
der bei Fusionen die Zusiche-

rung jeder betroffenenGemein-
de zwingend vorsieht, fand bei
zahlreichen Bürgerinnen und
Bürgern Zustimmung. Der Ge-
meinderat Reute schreibt, dass
der Eventualantrag die Anlie-
gen beider Volksinitiativen auf-
nehme. Herbert von Burg aus
Niederteufen meint, dieser
Bottom-Up-Weg dauere zwar
länger, dochmüssemandie Lö-
sung nicht mehr mühsam und
langwierig «verkaufen». Her-
mann Kündig aus Stein bringt
die Fusion zu vier Gemeinden
gar mit einer Zwangsheirat in
Verbindung.

Zuwenige Informationen
für dieDiskussion

Ein Thema in der Volksdiskus-
sionwar auch dieKommunika-
tion desKantons.DerGemein-
derat Reute bemängelt, dass
derGegenvorschlag desRegie-
rungsrats keine Informationen
zurZusammensetzungoderOr-
ganisation der vierGemeinden
enthalte. Stattdessen sollen die
Behörden des Kantons und der
GemeindendasVolk frühzeitig
und ausreichend informieren,
um so eine freie Meinungsbil-
dung zu ermöglichen. AuchOt-
mar Zanettin aus Speicher är-
gert sich, dass genauere Infor-
mationen zumGegenvorschlag
zumZeitpunkt derVolksdiskus-
sion fehlen.

Kantonswechsel
statt Fusion?

Eine besondere Ergänzung
wünscht sich Jörg Frischknecht
aus Urnäsch. Eine Gemeinde
sollte auch das Recht haben,
sich einemNachbarkanton an-
zuschliessen, sofern dieser ein-

verstanden wäre. Die Gemein-
de Schönengrund hatte an-
lässlich der Vernehmlassung
bereits darauf aufmerksam ge-
macht.

Auch die Lesegesellschaft
Schachen-Reute weist darauf
hin, dass ihre effektiven Nach-
barn die Kantone St.Gallen
und Appenzell Innerrhoden
sind.Nur 5 Prozent der Aussen-
grenzen teile sich Reute mit
Heiden. Sie schreiben, dass Fu-
sionen nicht nur nach Einwoh-
nerzahlen und auf der Land-
karte im Büro geplant werden
können, sondern sich an die
geografischen und topografi-
schenGegebenheiten orientie-
ren sollen. So schreibt die Le-
segesellschaft: «Für eine zu-
kunftsgerichtete Lösungmacht
es Sinn, den Fokus auch über
die Kantonsgrenze hinaus of-
fen zu lassen.»

Dassinddie nächsten
Schritte

Noch ist offen, wie es mit der
Volksinitiative «Starke Ausser-
rhoder Gemeinden» weiter-
geht. Das Anliegen ist thema-
tisch engmit der Totalrevision
der Kantonsverfassung verbun-
den. In der Volksdiskussion, in
der letztenKantonsratsdebatte
und durch die Gemeindepräsi-
dienkonferenz seien zahlreiche
Fragen eingegangen, welche
der Regierungsrat erst beant-
worten muss, sagt Georg Am-
stutz, Leiter der Kommunika-
tion Appenzell Ausserrhoden.
Wann dasGeschäft auch in Ab-
stimmungmit der Verfassungs-
revision wieder im Kantonsrat
behandeltwird, ist derzeit noch
offen.

Verliert Teufen wegen der Fusionen gute Steuerzahler? Diese Frage wird in der Volksdiskussion auch aufgeworfen. Bild: APZ


